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Agrarsubventionen – Instrumente der Agrarpolitik oder 
Geschenke an die Agrarwirtschaft? 

Jürgen Strümpfel, Gerhard Breitschuh und Diethard Rost                            vom 18. Juli 2014 

 

Veranlassung 

Unter dem Begriff „Agrarsubventionen“ werden in der öffentlichen Wahrnehmung finanzielle 

staatliche Zuwendungen, Steuervergünstigungen, Beihilfen, Ausgleichzahlungen und sonstige 

Förderungen subsumiert. Einen klar definierten, einheitlichen Subventionsbegriff gibt es nicht. 

Ökonomen und Juristen gehen zudem mit dem Begriff Subvention unterschiedlich um. 

Im Subventionsbericht der Bundesregierung wird der Subventionsbegriff auf Finanzhilfen des 

Bundes und Steuervergünstigungen bezogen. Auf EU-Ebene wird der Begriff für staatliche oder 

aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen (Art. 87 EU-Vertrag) verwendet.  

Agrarsubventionen sind stets an konkrete Verpflichtungen des Begünstigten gebunden. Sie sind 

staatliche Instrumente zur Verwirklichung bestimmter Ziele, wie z.B. der Marktregulierung, des 

Umweltschutzes, der Arbeitsplatzsicherung, der Standortverteilung der Erzeugung, der Pro-

duktionsweise, der Agrarstrukturentwicklung u.a.  

Diese im Interesse der Allgemeinheit angestrebten Ziele bleiben bei der kritischen Beurteilung 

in der medialen Öffentlichkeit zumeist ausgeblendet. 

1 Weshalb wird die Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte in Europa subven-

tioniert?  

Bei der Gründung der EWG 1957 wurde in den Römischen Verträgen der 6 Gründerstaaten 

u.a. festgelegt, dass die Landwirtschaft gegenüber den sonstigen Wirtschaftsbereichen eine Son-

derrolle erhalten soll. Es galt, durch eine gemeinsame Agrarpolitik die europäische Nahrungs-

güterproduktion zu steigern, die Märkte zu stabilisieren und damit die Versorgung und die Be-

lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen sicherzustellen. 

In engem Zusammenhang damit sollte dafür gesorgt werden, dass für die landwirtschaftliche 

Bevölkerung, speziell für die in der Landwirtschaft tätigen Personen, durch Erhöhung des Pro-

Kopf-Einkommens eine „angemessene Lebenshaltung“ gewährleistet wird.  

Als wesentlichen Weg zur Verwirklichung dieser Ziele sahen die Gründungsmitglieder die 

schrittweise Entwicklung einer Europäischen Marktordnung an. Eine „gemeinsame Organisa-

tion” sollte durch eine Vielzahl von Maßnahmen, darunter auch Preisregelungen und Beihilfen 

für die Erzeugung und die Verteilung der verschiedenen Erzeugnisse, die Gemeinsame Agrar-

politik (GAP) umsetzen. 

Mit der erfolgreichen Umsetzung dieser Strategie begann zugleich in den siebziger Jahren die 

Anhäufung von Agrarüberschüssen.  So wurde in den achtziger Jahren eine Mengenregulierung 

der landwirtschaftlichen Erzeugung notwendig. Marktordnungen bildeten nun den Schwerpunkt 

der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Seit den 1990er-Jahren erweiterten zunehmend Maß-

nahmen des Umweltschutzes und des Tierwohles das System der Agrarsubventionierung. Bei 

diesen Fortentwicklungen der GAP wurde das Grundanliegen „Einkommen für eine angemes-

sene Lebenshaltung“ nie verlassen. 
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2 Welchen Umfang und welchen Stellenwert haben die Agrarsubventionen in 

der EU? 

Seit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft gehören die GAP und der Bereich des 

„Nachhaltigen Wachstums“ zu den wenigen Politikfeldern, die auch gemeinschaftlich finanziert 

werden. Die meisten Politikfelder jedoch, wie Verteidigung, Innere Sicherheit, Bildung, Sozial-

wesen, Recht u.a., verblieben bis heute in den nationalen Haushalten. So weist der EU-Haushalt 

des Jahres 2013 einen Umfang von 132,8 Mrd. € auf und hat eine ganz spezifische Struktur (Tab. 

37.1). 

Tabelle 37.1: EU-Haushalt 2013 

Rubrik 
Mittel für Zah-

lungen (Mrd. €) 

Anteil am Gesamt-

budget (%) 

Nachhaltiges Wachstum 59,1 44,5 

Bewahrung und Bewirtschaftung natürli-

cher Ressourcen (Agrar- u. Fischereibe-

reich)  

57,5 43,3 

Unionsbürgerschaft, Freiheit, Sicherheit 

und Recht  
1,5 1,2 

EU als globaler Akteur  6,3 4,8 

Verwaltung 8,4 6,3 

EU-Haushalt 132,8 100 

 

Von den 57,5 Mrd. € für den Agrar- und Fischereibereich entfallen 13,5 Mrd. € auf die Entwick-

lung des ländlichen Raumes.  

Für den EU-Haushalt werden lediglich 0,99 % der Gesamtsumme des Bruttonationaleinkom-

mens aller Mitgliedsstaaten benötigt. Das ist nur ein Bruchteil der Steuern und Sozialbeiträge, 

die die Mitgliedsstaaten erheben. Die Abgabenquote (Steuern und Sozialbeiträge in % des Brut-

toinlandsprodukts, BIP) betrug in der EU-27 2011 38,8 %, in der Eurozone 39,5 % und in 

Deutschland 38,7 % (Eurostat 2013).  

Zwei Zahlen sollen den marginalen Umfang der EU-Agrarausgaben verdeutlichen. Lediglich 0,44 

% des Bruttonationaleinkommens (entspricht in der Größenordnung dem Bruttoinlandspro-

dukt) werden für die GAP eingesetzt.  

Je Kopf der EU-Bevölkerung wurden 2013 aus dem EU-Haushalt ganze 114 € für die Gemein-

same Agrarpolitik der EU ausgegeben. Das je Kopf der EU-Bevölkerung erwirtschaftete Brut-

toinlandsprodukt betrug 2011 25.200 €1.  

3 Werden die EU-Agrarsubventionen durch nationale Fördermaßnahmen er-

gänzt?  

Ja. In Deutschland erfolgt dies durch die Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küsten-

schutz“ im Haushaltsplan des Bundes und der Länder. Der Subventionsbericht der Bundesre-

gierung für 2012 weist die Steuervergünstigungen und Finanzhilfen nach Bereichen aus. Danach 

fielen auf den Bereich Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz lediglich 5,4 % (Tab. 

37.2). 

 
1 http://www.economic-growth.eu/Seiten/AktuelleDaten/Daten2011.html  

http://www.economic-growth.eu/Seiten/AktuelleDaten/Daten2011.html
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Tabelle 37.2: Finanzhilfen und Steuervergünstigungen in Deutschland 2012 in Mio. Euro 

(BMF 2013) 

Bereich Finanzhilfen 

2012 

Steuervergünsti-

gungen 2012 

Insgesamt 

Ernährung, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz 
717 497 1.214 

Gewerbliche Wirtschaft 3.001 8.753 11.754 

Verkehr 535 2.150 2.685 

Wohnungswesen 1.108 753 1.861 

Sparförderung/Vermögensbil-

dung  
486 699 1.185 

Sonstiges 0 3.918 3.918 

Gesamt 5.847 16.770 22.617 

Über die Finanzhilfen der Länder in Höhe von 9,017 Mrd. € wurden dem Bereich Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 1,740 Mrd. € bereitgestellt (19,3 %; zum Vergleich Gewerbliche 

Wirtschaft: 51,9 %).  

Nähere Angaben über die Verteilung der staatlichen Beihilfen, die in den Mitgliedstaaten der 

EU-27 aus EU-Mitteln und nationalen Mitteln nach Wirtschaftszweigen zur Verfügung stehen, 

finden sich im Anhang dieses Beitrags auf www.agrarfakten.de/agrarsubventionen/.  

Auf Landwirtschaft und Fischerei entfielen lediglich 16,2 %, in Deutschland 6,8 %, der staatlichen 

Beihilfen. Der weitaus größte Teil floss dem verarbeitenden Gewerbe mit 64,1 % zu (Deutsch-

land 76,5 %). Diese Fakten machen deutlich, dass es nicht gerechtfertigt ist, in der Diskussion 

um Subventionen lediglich die staatlichen Beihilfen für den Agrarsektor ins Blickfeld zu rücken. 

Die gewerbliche Wirtschaft, Bergbau, Verkehr u. a. sind Wirtschaftsbereiche, denen im beacht-

lichen Umfang staatliche Beihilfen bereitgestellt werden.  

4 Sind Agrarsubventionen nur ein europäisches Instrument oder werden sie 

weltweit gewährt?  

Weltweit wird die Landwirtschaft mit einer Vielzahl agrarpolitischer Instrumente unterstützt 

(Außenschutz, Marktordnungen, Steuererleichterungen, Stützpreise, staatliche Beihilfen u.a.). Die 

OECD veröffentlicht die jährlich den landwirtschaftlichen Erzeugern zufließenden Bruttotrans-

ferzahlungen, die aus agrarpolitischen Instrumenten entstanden sind (Abb. 37.1).  

Im Mittel der OECD-Länder lag das Stützungsniveau bei 19 % der Bruttoeinnahmen der Land-

wirtschaft, wobei es zwischen den OECD-Ländern deutliche Unterschiede gibt. In der EU lag die 

Erzeugerstützung bei ca. 18 %.  

Die deutlichen Unterschiede resultieren aus den agrarpolitischen und ernährungspolitischen Zie-

len im Zusammenhang mit den gegebenen natürlichen und agrarstrukturellen Voraussetzungen 

für die landwirtschaftliche Produktion, dem Selbstversorgungsgrad etc. Die Agrarbeihilfen sind 

dort hoch, wo deutliche strukturelle und natürliche Nachteile für die landwirtschaftliche Produk-

tion existieren und/oder nur wenige landwirtschaftliche Nutzflächen je Kopf der Bevölkerung zur 

Verfügung stehen. In der Tendenz ist das Stützungsniveau in den letzten Jahren in vielen Ländern, 

darunter auch in der EU, zurückgegangen.  

 

http://www.agrarfakten.de/agrarsubventionen/
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   Abb. 37.1: Erzeugerstützungsmaßnahmen nach Ländern in Prozent der wertmäßigen 

Brutto-einnahmen der Landwirtschaft (OECD 2012) 

 

5 Wofür werden im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik staatliche Zuwen-

dungen gewährt?  

Die GAP der EU und die nationale Agrarpolitik beinhalten ein vielfältiges Spektrum von staatli-

chen Beihilfen, die Landwirtschaftsbetrieben, Erzeugerorganisationen, Betrieben der Ernährungs-

wirtschaft, Kommunen, Einwohnern im ländlichen Raum u. a. bereitgestellt werden können. Die 

einzelnen Fördermaßnahmen sind auf jeweils definierte Zielstellungen ausgerichtet, die sich aus 

der Einkommens- und Sozialpolitik, der Umwelt-, Regional- oder Strukturpolitik sowie der 

Marktpolitik ergeben können. Deshalb sollen ausgewählte Instrumente im Folgenden näher be-

trachtet werden.  

a) Direktzahlungen 

Die den Landwirtschaftsbetrieben gewährten Direktzahlungen werden vollständig aus dem 

EU-Haushalt finanziert. Dafür standen im Jahre 2013 41 Mrd. € zur Verfügung. Der Betrag für 

Deutschland wird sich in den nächsten Jahren in Folge der Angleichung zwischen den Mit-

gliedsstaaten von 5.178 Mrd. in 2014 auf 5.018 in 2019/20 verringern.  

 Dienten die Direktzahlungen bei ihrer Einführung im Rahmen der MacSharry-Agrarreform 

1992 dazu, das abgesenkte Erzeugerpreisniveau teilweise auszugleichen, sind sie gegenwärtig 

und zukünftig darauf gerichtet, neben der Einkommensstützung auch Umwelt- und Klima-

schutzziele (Ökologisierungs-Komponente Greening) zu verfolgen. 

b) Ausgleichszulage 

Die Ausgleichszulage ist auf die Fortführung/Sicherung der landwirtschaftlichen Erzeugung in 

Gebieten mit deutlichen natürlichen und wirtschaftlichen Nachteilen bei gleichzeitiger Siche-

rung von Arbeitsplätzen gerichtet. Die Ausgleichszulage dient dazu, die wirtschaftlichen Nach-

teile wegen geringerer Erträge und höherer Kosten bei der Bewirtschaftung solcher Gebiete 

teilweise auszugleichen und damit deren weitere landwirtschaftliche Nutzung zu sichern. In 

Deutschland wurden über die Ausgleichszulage im Jahr 2010 246,9 und im Jahr 2011 235,8 

Mio. € an Fördermitteln bereitgestellt. 
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c) Agrarumweltmaßnahmen 

 Mit der freiwilligen Teilnahme an Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen wählt der Landwirt 

eine Produktionsweise, die unterhalb der optimalen spezifischen Intensität liegt und demzu-

folge mit zusätzlichen Kosten und/oder geringeren Erträgen/Leistungen und deswegen mit 

Einkommensverlusten verbunden ist (www.agrarfakten.de/biodiversitat). Die staatlichen Bei-

hilfen für Agrarumweltmaßnahmen sollen diese Einkommensverluste ausgleichen. Dafür stan-

den im Jahr 2010 283,1 und im Jahr 2011 286,7 Mio. € für Deutschland bereit. 

d) Investive Förderung  

 Die investive Förderung ist seit jeher ein wichtiges Instrument der Wirtschaftsförderung und 

wird im Rahmen der Regionalpolitik, Mittelstandsförderung, Strukturpolitik oder der For-

schung und Entwicklung eingesetzt. Die Förderung erfolgt u.a. über Zulagen/Zuschüsse, Zins-

verbilligungen, steuerliche Anreize, Bürgschaften. 

 In der Landwirtschaft wird die investive Förderung darauf gerichtet, die Produktions-, Arbeits- 

und Haltungsbedingungen für Nutztiere zu verbessern, die Produktionskosten zu senken so-

wie die Arbeitsproduktivität zu erhöhen und damit einen wirksamen Beitrag zu einer wett-

bewerbsfähigen und nachhaltigen Landwirtschaft zu leisten.  

 In der deutschen Landwirtschaft wurden Investitionen in Höhe von 1,2586 Mrd. € in 2010 

und 1,0083 Mrd. € in 2011 über das Agrarinvestitionsförderprogramm (AFP) anteilig geför-

dert.  

6 Welche wirtschaftliche Bedeutung besitzen die staatlichen Beihilfen für die 

Landwirtschaftsbetriebe?  

Staatliche Beihilfen tragen im erheblichen Maße zur Erwirtschaftung des betrieblichen Einkom-

mens bei. In der folgenden Abb. 37.2 wird am Beispiel Thüringer Buchführungsergebnisse der 

Jahre 2009/10 bis 2011/12 die Ertragsstruktur verschiedener Betriebsformen dargestellt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Abb. 37.2: Anteil der Umsatzerlöse, Betriebsprämie, Ausgleichszulage, 

 KULAP und sonstiger Erlöse am Unternehmensertrag für verschiedene  

 Betriebstypen in Thüringen 2009/10 – 2011/12 

http://www.agrarfakten.de/biodiversitat
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Dabei wird ersichtlich, dass es zwischen den Betriebsformen deutliche Unterschiede im Anteil 

der Betriebsprämie, der KULAP-Prämie und der Ausgleichszulage am Unternehmensertrag gibt 

und diese bei extensiven Formen der Bodennutzung besonders hoch sind.  

Ohne staatliche Fördermaßnahmen würden z.B. Ackerbau-, Futterbau- und Verbundbetriebe mit 

durchschnittlichen wirtschaftlichen Ergebnissen in Thüringen nur etwa 25 bis 30 % des gegen-

wärtig erzielten Einkommens zur Verfügung haben. Betriebe mit Mutterkuh- oder Schafhaltung 

erzielen ohne staatliche Förderung praktisch kein Einkommen. 

Auch der Anteil der einzelnen Beihilfen am verfügbaren Einkommen ist in der Abb. 37.2 aufgelis-

tet.  

7 Sind staatliche Beihilfen auch zukünftig erforderlich?  

Dazu sind die verschiedenen staatlichen Beihilfen einzeln zu beurteilen. Das ergibt sich zwangs-

läufig aus den unterschiedlichen Zielen, die mit dem jeweiligen Förderinstrument verfolgt werden 

(siehe Frage 6).  

Für die anstehende Förderperiode 2014 – 2020 sind die Grundzüge des Direktzahlungssystems 

und die Finanzausstattung festgelegt. In Deutschland werden danach die Direktzahlungen bis 2020 

schrittweise vermindert.  

8 Unter welchen Bedingungen kann die Landwirtschaft auf Direktzahlungen ver-

zichten? 

Ob und in welcher Höhe dann Direktzahlungen notwendig sind, hängt von der zukünftigen Ent-

wicklung der Erzeugerpreise und den Produktionskosten ab.  

Steigen die Erzeugerpreise schneller als die Produktionskosten, kann die Höhe der Direktzahlun-

gen schrittweise reduziert werden. Wenn man die gegenwärtige wirtschaftliche Lage von Acker-

bau-, Futterbau- oder Verbundbetrieben in Thüringen zugrunde legt, so wäre ohne Ertragsstei-

gerungen und bei unveränderten Kosten eine Erhöhung der Erzeugerpreise von etwa 17 bis 27 

% erforderlich, um ohne staatliche Fördermaßnahmen gleichhohe Einkommen zu erzielen 

(www.agrarfakten.de/vollkosten). 

Problematisch wird die Reduzierung der Direktzahlungen oder deren Abschaffung für die exten-

siven Produktionsverfahren der Grünlandwirtschaft mit Mutterkühen und Schafen. Die dafür not-

wendige Erhöhung der Erzeugerpreise kann auch langfristig nicht erwartet werden. Das setzt 

Einzelhandelspreise für Rind- und Lammfleisch voraus, die am Markt als nicht durchsetzbar er-

scheinen.  

Um die extensive Grünlandnutzung mit Mutterkühen und Schafen, die aus naturschutzfachlicher 

Sicht alternativlos ist, aufrechtzuerhalten, müssen beim Wegfall der Direktzahlungen die Instru-

mente Agrarumweltmaßnahmen und Ausgleichszulage entsprechend erhöht werden.  

Bei höheren Erzeugerpreisen für Getreide, Ölsaaten und Milch können in Ackerbau-, Milchvieh- 

und Verbundbetrieben die Direktzahlungen langfristig reduziert werden.  

9 Gilt die Reduzierungsoption auch für die Agrarumweltmaßnahmen, die Aus-

gleichszulage und die Investitionsförderung? 

Nein, die Agrarumwelt- und Klimaschutzmaßnahmen sind grundsätzlich an den Fortbestand von 

Beihilfen zum Ausgleich des entgangenen Nutzens bzw. der erhöhten Kosten erforderlich. Für 

die extensiven Formen der Grünlandnutzung und für naturschutzfachlich wertvolles Grünland 

sind sie unerlässlich. Die oben genannten Preissteigerungen erfordern zusätzlich steigende Bei-

hilfen für Agrarumwelt- und Klimaschutzmaßnahmen.  

http://www.agrarfakten.de/vollkosten
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Ebenso bleibt die Ausgleichszulage als Förderinstrument für benachteiligte Regionen und insbe-

sondere für die Grünlandbewirtschaftung unverzichtbar.  

Investive Förderung erfolgt für die Landwirtschaft ebenso, wie in vielen anderen Wirtschaftsbe-

reichen. Sie bleibt auch zukünftig ein politisches Instrument zur Förderung der ländlichen Ent-

wicklung.  

Die Schwerpunktsetzung erfolgt nach politischen Überlegungen. Dabei sind die Erhaltung und 

Förderung der bodengebundenen Nutztierhaltung, von Wertschöpfung und Beschäftigung sowie 

die Verbesserung von Arbeitsproduktivität, Wettbewerbsfähigkeit, Tier- und Klimaschutz vor-

rangige gesellschaftliche Anliegen. 

Ein Förderschwerpunkt sollte weiterhin die bodengebundene Nutztierhaltung, insbesondere die 

Milchviehhaltung, sein. Die Notwendigkeit ergibt sich aus dem hohen Wertschöpfungs- wie auch 

Beschäftigungspotenzial sowie den Anforderungen an die Produktionsverfahren im Hinblick auf 

Arbeitsproduktivität, Wettbewerbsfähigkeit, Tier- und Klimaschutz.  
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